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die Kläger einzuwilligen und seinen Antrag auf Zahlung 
eines Erstattungsbetrags abgewiesen. Dazu hat es ausge­
führt, daß das Testament der Erblasserin eine Teilungsan­
ordnung (§ 371 Abs. 1 ZGB) enthalte, nach der die Kläger 
berechtigt seien, die Übertragung des Eigentums am Nach­
laßgrundstück auf sich zu verlangen. Aus dem Testament 
ergebe sich jedoch nicht, daß die Kläger verpflichtet wären, 
als Gegenwert dafür an den Verklagten einen Erstattungs­
betrag zu zahlen. Wäre das der letzte Wille der Erblasserin 
gewesen, dann hätte dies im Testament zum Ausdruck ge­
bracht werden müssen.

Auf die Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung des Kreisgerichts aufgehoben und sowohl 
die Klage der Kläger als auch den Antrag und die Berufung 
des Verklagten abgewiesen. Das Bezirksgericht führte dazu 
aus: Bei der Teilung des Nachlasses sei davon auszugehen, 
daß die Prozeßparteien zu je einem Drittel Erben geworden 
wären. Dies gehe aus dem Erbschein hervor. Die Kläger 
hätten auf Grund der im Testament enthaltenen Teilungs­
anordnung bei Aufteilung des gesamten Nachlasses einen 
Anspruch auf Übertragung des Eigentums am Nachlaß­
grundstück. Sie seien jedoch entsprechend den gleich großen 
Erbteilen zur wertmäßigen Ausgleichung gegenüber dem 
Verklagten verpflichtet. Im übrigen könne die Aufhebung 
der Erbengemeinschaft nur insgesamt erfolgen. Da außer 
dem Grundstück noch weiterer Nachlaß vorhanden sei, wä­
ren diese Gegenstände in die Erbteilung einzubeziehen. Von 
der Art der Aufteilung dieser Nachlaßgegenstände sei auch 
die unter den Prozeßparteien vorzunehmende wertmäßige 
Ausgleichung abhängig.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Ob das Begehren der Kläger, ihnen das Eigentum an dem 
umstrittenen Grundstück zu übertragen, berechtigt ist, hängt 
von der Auslegung des zuerst genannten Testaments der Erb­
lasserin vom 2. Dezember 1975 ab. Diese letztwillige Verfü­
gung wurde von der Erblasserin eigenhändig geschrieben und 
unterschrieben. Im Erbscheinsverfahren sind das Staatliche 
Notariat und die Prozeßparteien zutreffend davon ausge­
gangen, daß dieses Testament wirksam ist. Da das andere 
Testament vom 2. Dezember 1975 fast den gleichen Wortlaut 
hat und über den Inhalt des erstgenannten Testaments hin­
aus lediglich Festlegungen darüber enthält, wie die Kläger 
das Nachlaßgrundstück nutzen sollen, kann dahingestellt blei­
ben, ob es von der Erblasserin geschrieben wurde und rechts­
wirksam ist.

Das erstgenannte Testament ist gemäß § 372 ZGB so aus­
zulegen, daß es dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
der Erblasserin entspricht. Diese hat bestimmt, daß nach ih­
rem Ableben die beiden Kläger die auf dem Nachlaßgrund­
stück errichteten Gebäude erhalten sollen. Da das Eigentum 
an den mit dem Boden fest verbundenen Gebäuden mit dem 
Eigentum am Grundstück eine Einheit bildet (§ 295 Abs. 1 
ZGB), ist das Testament in Übereinstimmung mit der Auf­
fassung der Prozeßparteien dahingehend auszulegen, daß die 
Kläger das gesamte Nachlaßgrundstück erhalten sollen.

Das Testament enthält jedoch nicht nur eine Teilungsan­
ordnung (§ 371 Abs. 1 ZGB), sondern auch eine Einsetzung 
der beiden Kläger als Erben bezüglich eines Teils des Nach­
lasses (§ 375 Abs. 1 ZGB). Zwar wird durch § 375 Abs. 2 ZGB 
bestimmt, daß derjenige, dem der Erblasser nur einzelne 
Gegenstände zuwendet, im Zweifel nicht als Erbe anzusehen 
ist. Werden jedoch — wie hier — den Begünstigten Gegen­
stände von erheblichem Wert, insbesondere Grundstücke und 
Gebäude, zugewendet, die einen beachtlichen Anteil des 
Nachlasses darstellen, dann ist davon auszugehen, daß der 
Erblasser über einen Teil seines Nachlasses durch Erbeinset­
zung verfügt hat. In einem solchen Fall sind daher die Be­
günstigten Erben geworden. Das ist hier der Fall, zumal das 
Nachlaßgrundstück mit einem Einheitswert von 9 900 M 
einen erheblichen Teil des gesamten Nachlasses ausmacht. 
Die beiden Kläger sind somit testamentarische Erben eines 
Teils des Nachlasses geworden, der dem wertmäßigen An­
teil des Nachlaßgrundstücks am Gesamtnachlaß entspricht. 
Hinsichtlich des übrigen Nachlasses ist die gesetzliche Erb­
folge eingetreten (§ 375 Abs. 3 1. Halbsatz ZGB).

Dem Kreisgericht ist darin zuzustimmen, daß der vom 
Verklagten geltend gemachte Erstattungsanspruch in Höhe

eines Drittels des Wertes des Grundstücks keine Grundlage 
im Testament oder in den Rechtsvorschriften hat. Ein solcher 
Anspruch hätte dann bestanden, wenn die Erblasserin im 
Testament verfügt hätte, daß die Prozeßparteien zu je 1/3 Er­
ben des gesamten Nachlasses werden und die beiden Kläger 
lediglich berechtigt wären, das Nachlaßgrundstück im Rah­
men der Erbteilung zu übernehmen. Eine Solche Verfügung 
hat die Erblasserin jedoch nicht getroffen.

Der vom Bezirksgericht vertretenen Auffassung, dem Ver­
klagten stehe ein Erstattungsanspruch zu, ist deshalb nicht 
zu folgen.

Im übrigen sind die Gerichte bei der Auslegung eines 
Testaments an die vom Staatlichen Notariat im Erbscheins­
verfahren vorgenommene Auslegung und an den Erbschein 
selbst nicht gebunden. Ein Erbschein begründet lediglich die 
Vermutung, daß den darin als Erben bezeichneten Personen 
das Erbrecht in der angegebenen Höhe zusteht (vgl. § 413 
Abs. 1 und 2 Satz 1 ZGB). Diese Vermutung ist widerlegbar. 
Auch werden Teilungsanordnungen, Vermächtnisse, Auflagen 
und Testamentsvollstreckungen im Erbschein nicht angegeben 
(vgl. dazu Ziff. 5.6.2. und 5.6.3. der Ordnung über die Organi­
sation der Arbeit des Staatlichen Notariats — Arbeitsordnung — 
vom 5. Februar 1976, auszugsweise veröffentlicht in der Text­
ausgabe Aufgaben und Arbeitsweise der Staatlichen Nota­
riate, 3, Auflage, Berlin 1982, S. 25).

Der Verklagte ist daher auf Grund der im erstgenannten .. 
Testament vom 2. Dezember 1975 verfügten Teilungsanord­
nung und Erbeinsetzung unabhängig vom Inhalt des erteilten 
Erbscheins verpflichtet, sämtliche Erklärungen abzugeben, 
die erforderlich sind, um den Klägern das Eigentum an dem 
Nachlaßgrundstück zu verschaffen. Dem steht auch nicht ent­
gegen, daß der übrige Nachlaß zunächst ungeteilt bleibt. Es 
ist zwar anzustreben, daß die Erben nach Begleichung der 
Nachlaßverbindlichkeiten die gesamte Erbschaft teilen (vgl. 
§423 ZGB). Diese Rechtsvorschrift steht jedoch einer teil­
weisen Erbauseinandersetzung nicht entgegen. So kann nach 
§ 425 Abs. 1 Satz 3 ZGB der Antrag auf Vermittlung der Auf­
teilung des Nachlasses durch das Staatliche Notariat nur hin­
sichtlich eines T e i l s  der Erbschaft gestellt werden. Auch 
hat das Oberste Gericht im Urteil vom 28. September 1982 
— 2 QZK 20/82 — entschieden, daß der gerichtliche Verkauf 
nur eines von mehreren Nachlaßgrundstücken zur Aufhe­
bung der Erbengemeinschaft gemäß § 25 Abs. 1 Satz 3 der VO 
über die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude vom
18. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S. 1) zulässig ist (vgl. 
OG-Informationen 1983, Nr. 3, S. 36). Die Beschränkung der 
Erbauseinandersetzung auf einen Teil des Nachlasses ist nur 
dann nicht zulässig, wenn dadurch die Rechte von Miterben 
oder anderer Personen — insbesondere von Nachlaßgläubi­
gern — beeinträchtigt werden könnten (§ 15 ZGB). Das wäre 
z. B. dann der Fall, wenn die Teilung eines zum Nachlaß ge­
hörenden Sparguthabens begehrt wird, obwohl dieses zur 
Finanzierung von Bauarbeiten an einem in ungeteilter Er­
bengemeinschaft verbleibenden Nachlaßgrundstück benötigt 
wird. Das ist aber hier nicht der Fall.

Aus dem Antrag der Kläger ist ersichtlich, daß diese an­
streben, Gesamteigentümer des Grundstücks zu werden. Das 
ist jedoch nicht möglich, weil Gesamteigentum nur in den 
im Gesetz genannten Formen (z. B. als Erbengemeinschaft 
oder als gemeinschaftliches Eigentum der Ehegatten) beste­
hen kann (vgl. dazu § 42 Abs. 2 und 3 ZGB sowie Lehrbuch 
Zivilrecht, Teil 1, Berlin 1983, S. 173). Da es auch nicht zu­
lässig ist, die personelle Zusammensetzung einer Erbenge­
meinschaft (§ 400 ZGB) nur hinsichtlich eines Nachlaßgegen­
standes durch Rechtsgeschäft zu verändern, können die Klä­
ger nur Miteigentum (§ 34 Abs. 2 Satz 2 ZGB) an dem Nach­
laßgrundstück begründen. Dabei müßten sich die Kläger hin­
sichtlich der Größe ihrer Miteigentumsanteile einigen.

- Zur Wahrung der Rechte des Verklagten und zur Ein­
haltung der Vorschriften über den Verkehr mit Grundstük- 
ken (vgl. § 285 ZGB i. V. m. § 2 Abs. 1 Buchst, а der Grund­
stücksverkehrsverordnung — GWO — vom 15. Dezember 1977 
[GBl. I 1978 Nr. 5 S. 73]) ist es erforderlich, daß die Kläger 
dem Verklagten anbieten, daß sie das Nachlaßgrundstück 
ohne Zahlung eines Gegenwerts — aber unter Übernahme 
der mit dem Grundstück verbundenen Belastungen und Ver-


